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An die
1. Wieder gutmachungs- 2) 
Kammer b.d.
Landgericht Hamburg

3)

4)

HANSEATISCHES OBERLANDESGERICHT 
5. Zivilsenat

5 w 12/1952
617/1950 Beschluß

In der WiedergutmachungsSache
der Ida Netter geh. Kahn, 
verw. Koch,
91-39-71 st Read, Forest Hills, L.I.,N.Y., 
Margarete Regina Charlotte Mayer 
geb. Koch, ■
91-39-7lst Rsad, Korest Hills, L.I.,N.Y., 
Robert Bernhard Maximilian Koch,
474 West 238th Street, New Yerk 63, N.Y., 
Otto Eric Alfred Koch, 
c/o Canadian Broadcasting Corporation, 
1236 Crescent, Montreal, P.Q., Canada, 

Bevollmächtigter: Rechtsanwalt Er. Comes,
Köln, Waißenburgstraße 53, 

Antragsteller,

gegen

das Deutsche Reich, 
gesetzlich vertreten durch dit" Hansestadt 
Hamburg, Finanzbehördü, diese vertreten 
durch die Oberfinanz/direktion,

• Hamburg 11, Rö dingsmarkt'' 83,
“ • Antragsgegner,

hat das Hanseatische Oberlandesgericht in Hamburg, 5.Zivilsenat, 
durch die Richter:

1• ObIrlandesgeriehtsrat Dr. Krönug als Vora.,
2. Oberlandesgerichtsrat Dr. Schierholt,
3, Oberlandesgerichtsrat Dr. Clemens

in seiner Sitzung vom 7. Februar 1952 beschlossen:
Die sofortige Beschwerde des Antragsgegners gegen

den IoilbeSchluß • des Landgerichts Hamburg, Wiedergutmachung?3 
kammer 1, vom 29; November 1951 wird als unbegründet zurück.- 
gewiesen. • • -

•In der -Beschwerdeins tanz werden gerichtliche Ke-, 
sten nicht erheben, außergerichtliche nicht erstattet.
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Grund e.

Die jüdische Antragstellerin zu 1) crkfclt aus dem 
Erlös, ihrer Beteiligung an der im Jahre 1938 avisierten-Birma 
Robert Koch in Frankfurt am 18. November 1938 einen Betrag 
von 543.868,93 RM ausgezahlt. Dieser Betrag wurde auf ihr Sperr 
■kontc ^oi der Firma M.M.Warburg & Ca» in Hamburg überwits&n. 
Von diesen^ Konto überwies sie - außer verschiedenen Beträgen 

..für Judenv^rmögensabgabe, die in der Beschwer deins tanz nicht 
mehr interessieren - am 25. April 1939 an die Deutschs Gold- 
di®k*ntb^nk. einen Betrag von'100.000.— RM zwecks Erlangung 
eines, ins Ausland transferierbaren Gegenwertes« Die Deutsche 
G«Iddi^skontbank schrieb von dieser Summe 94.000.- RM einem । 
Kont» des iTeichswirtsohaf tsministeriums gut*. Den Restbetrag 
erhielt die Antragstellerin in Gestalt eines t cansferi urbaren 
Betrags von 513*13.3 £ ausgezahlt.

Das Landgericht hat in seinem Beschluß v*m 29, Novem­
ber 1951 hinsichtlich der Antragstellerin zu 1 folgende An­
ordnung getroffen:

"I.. Unter Abweisung von Zahlungsansprüchen in 
DM wird festgestcllt daß das Deutsche Reich 
-verpflichtet ist,
a) der Antragstellerin zu 1) den Verlust der 

f folgenden Beträge zu ersetzen?
Jud e nv e rmö gensabgabc;
50.700.— RM. ... 15. Dczcmber1938
50,700.— RM ... 13. Rebfuar 1939
48.500o — RM . . « 4. Mai 1939
2.200.— . RM ,t. 13. Mai 1939

30.609,40 RM ... 15. August 1939
54.99«,20 HM ... 22. April 1940
Kapitaltransfer GolddiskpxTtbank
94.000.— RM ... 24. April 1939 

b) ..
II. Die Entscheidung über die weiteren Ansprüche 

bleibt Vorbehalten.11
Diesen BeSchluß hat der Antragsgegner form-und friat- 

geracht mit der sofortigen Beschwerde insoweit angefochten,
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als er die Ersatzpflicht des Deutschen Reiches wegen des Ka­
pitaltransfers festgestellt hat. Diese Beschwerde ist unbe­
gründet.

1. Mit Erwägungen, die einen Rechtpirrtum nicht er­
kennen lassen,anoh vom Beschwerdeführer nicht angegriffen wer­
den, ,hat das Landgericht angenommen, daß die Antragstellerin 

n zu 1) Inhaberin der von ihr in diesem Verfahren verfochtenen 
• • Ansprüche ist.

2. Die im Auftrage der Antragstellerin zh 1, welche 
kurz y,<r Kriegsbeginn Deutschland verlassen hat, vorgenommene 
Überweisung von 100.000.— RM an die Deutsche Golddiskontbank 
war ein Rechtsgeschäft, durch das die Antragstellerin einen 
ihr gehörenden Vermögensgegenstand veräußerte, um dafür einen 
ins Ausland transferierbaren Betrag zu erhalten. Gemäß Art.3 
Abs.1 b REG wird vermutet, daß dieses im Jahre 1935 vorgenomme- 
nc Rechtsgeschäft/ungerechtfertigte Entziehung im Sinne des 
Art. 2 ist. Diese Vermutung kann durch den Beweis der im Art. 
3 Abs, 2 und 3 REG aufgeführten Voraussetzungen widerlegt werden, 
falls nicht andere Tatsachen eine ungerechtfertigte Entziehung 
im Sinne des Art. 2 beweisen oder für eine solche sprechen. Im 
vorliegenden Falle spricht für eine ungerechtfertigte Entzie­
hung , daß nach den Feststellungen des angexountenen Beschlusses 
die Antragstellerin durch die Verfolgung des Judentums zur Aus­
wanderung aus Deutschland und auf diese Weise zur Transferierung 
eines Teils ihres Vermögens gezwungen war. Das schliesst die 
Y/idcrlegung der EntziehungsVermutung «ua .

Wie der ^enat in seiner ' ■. Veröffentlichung bestimm­
ten Entscheidung 5 W 2/52 - äusg^führt hat, ist die Deutsche 
Golddiskontbänk bei Vornahme derartiger Transfergeschäfte nicht • 
als unabhängiges Bankinstitut, sondern als Organ dos Deutschen 
Reiches tätig geworden, das sich dieses Instituts verschiedent­
lich zur Durchführung finanzpolitischer Maßnahmen des Reiches 
und - insbesondere im vorliegenden Falle - zur Förderung des 
Devisenaufkommen© auf dem Wege der Exportstagerung bediente. D» 
raus ergibt sich die Passivlegitimation des Antragsgegners. Er 
ist mithin gemäß ^rt» 26 Abs.2 s.3 REG verpflichtet, der An­
trags tcllerin zu 1 den ihr durch Entziehung des Betrage v*n
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HM 100.000.— entstandenen Schaden zu ersetzen pa die Antrag- 
stöller&/W dieses Betrages in Gestalt v . n Devisen erhalten 

hat, beträgt ihr Schaden RM 74-000.—... Das hat das Landgericht 
zutreffend erkannt und demgemäß unter Beachtung der vom Senat 
in ständiger Rechtsprechung. über die Ersatzpflicht des frühe­
ren Deutschen Reiches für verlorengegangene Vermögens gegenstän­
de (Art.26^Ab^s.2 s.1 REG) entwickelten Grundsätze/ entschie­
den.

5. Mithin war die sofortige Beschwerde des Antrags­
gegners als unbegründet zurückzuweisen Die Entscheidung über 
die Kosten ist mit Rücksicht auf § 7 der 2. VO zur Ausführung 
des Gesetzes Nr. 59 getroffen worden,

Krönig. Schierholt., Clemens,



KsEATISCHES OBERLANDESGERICHT

5. Zivilsenat

Bese h 1 u ß

In der Wiedergutmachungssache

1. Ida Netter geb. Kahn verw. 
Koch,

2. Margarete Regina Charlotte 
Mayer geb. Koch, 
beide wohnhaft: 11208 Cunningham 
Drive, Silver Spring, Md.5USA,

3. Robert Bernhard Maximilian Kooh, 
68 - 66 Selfridge Street, Forest 
Hills 75, L I, NY, USA,

4. Otto Eric Alfred Koch, 
5826 Coclbrock Avenue, Montreal 29, 
P.Q, f Canada,

Bevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Comes, 
Köln, Weißenburgstraße 53, 

Antragsteller, 

gegen

das Deutsche Reich, 
gesetzlich vertreten durch die 
Dreie und Hansestadt Hamburg - 
Finanzbehörde diese vertreten 
durch die Oberfinanzdirektion 
Hamburg, Hamburg 13, Hartungstr.5, 
Az«: 0 5210 - N 86 - V 115 d-, 

Antragsgegner,

hat das Hanseatische Oberlandesgericht zu Hamburg, 
5. Zivilsenat, in seiner Sitzung vom 31. März 1954 
unter Mitwirkung folgender Richter:

•'ü. 1. des Senatspräsidenten Villers,
2, des Oberlandesgerichtsrats Dr. Krönig^ 
3« des Oberlandesgerichtsrats Dr. Unglaube
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beschlossen :
Die sofortige Beschwerde der Antragsteller 
gegen den Beschlaß des Landgerichts Hamburg, 
1iedergutmachungskämmer 1 , vom 13, Januar 1954 
wird als .unbegründet zurückgewiesen.
In der Beschwerdeinstanz werden gerichtliche 
Kosten nicht erhoben- außergerichtliche ni»ht 
erstattet,

Gründe ;

Die jüdischen Antragsteller haben in den Jahren 1958/194c 
aus einem Sperrkonten welches bei der Firma M.M. Warburg 
8 Co. iir-Hamb.org eingerichtet war^4 folgende Zahlungen 
durch Überweisung geleistet:

a) 10. Januar 1939 an Steuerkasse der Israeli­
tischen Gemeinde Frankfurt a.M. KM 3.652,50,

B) 22. August 1939 an Berliner Handelsge­
sellschaft (Türkentransfer) RM 27.000,.-—

0) 28, August 1939 an Sparkasse Gevelsberg 
und des Amtes Enneppe für Sonderkonto
Hauer Industrie RM 85.000,.— ,

d) 12, April 1940 an städtische Bürger- 
kasse Frankfurt a.M, , Pfändungsverfü­
gung vom 2.4.1940 über RM 6.059,— wegen
Bürgersteuer 1936, 1938 und Zuschläge RM 11824,98.

Die Antragsteller haben Rückerstattung dieser werte 
beantragt mit der Begründung, daß sie ihnen im Sinne der 
Art. 1 und 2 REG widerrechtlich von dem früheren Deutschen 
Reich entzogen worden seien. Sie haben außerdem wegen anderer 
Rüokerstattungsansprüche, die für sie durch einen in diesem 
Verfahren ergangenen Teilbeschluß der viiedergutmachungs- 
kammer vom 29. November 1951 rechtskräftig festgestellt 
worden sind, Verzinsung der in diesem Beschluß festge­
stellten Ersatzansprüche beantragt.

Durch Teilbeschluß vom 130 Januar 1954 hat die
Wiedergutmachungskammer diese Ansprüche als unbegründet 
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zurückgewiesen.

Gegen diese Entscheidung haben die Antragsteller zu­
lässigerweise, insbesondere fristgerecht, sofortige Be­
schwerde eingelegt. Sie begründen die Beschwerde damit, daß 
Geld als feststellbarer Vermögensgegenstand im Sinne des 
REG anzusehen sei. Auch der von der Ä'» ie der gut ma chungs kämme r 
am 29« November 1951 beschlossene Teilbeschluß gehe noch 
von dieser Auffassung aus. Daher müsse sich der Antrags­
gegner, der einen gegen diesen Teilbeschluß an den Board 
gerichteten Nachprüfungsantrag zurückgenommen habe, an diese 
Auffassung gebunden halten.

Diese Beschwerde ist unbegründet. Die Entscheidung 
der Wiedergutmachungskammer entspricht in allen Punkten 
der ständigen Rechtsprechung des Senats (5 WiS 215/55) 
und des Board of Review, Dieser hat ausdrücklich in der 
von der Wiedergutmachungskammer angeführten Entscheidung 
(abgedruckt RzW 52 S, 110) die Auffassung vertreten, daß 
Geld kein feststellbarer Vermögensgegenstand im Sinne des 
Rückerstattungsgesetzes ist (vgl. auch BOR 50/17), Nur 
in diesem Sinne ist von ihm die "Identifizierbarkeit" des 
Geldes nachgeprüft und verneint worden. Mithin mußte die 
sofortige Beschwerde der Antragsteller als unbegründet zu­
rückgewiesen werden.

Da nach Auffassung des Senats die Voraussetzungen des 
§ 7 S. 1 der 2, Verordnung zur Ausführung des Gesetzes Nr, 59 
nicht vorliegen, war hinsichtlich der Kosten, wie geschehen, 
zu entscheiden.

Willers, Krönig. Unglaube,
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End- B n & c n 1 u ü.

In der RUcIcers tot tung «»suche

1 .)lda Matter geb. Kuhn vers. Koch,
2 .) sMrßui'ete gegiaa- Charlotte Kayer je b•Koos, 
beide wohnhaft« 112öU Cunninghan Drive, 

&ilwr üpring, 'M. $ ITCA,
J. Robert Bernhard sMxialliun Koch 

6a—66 Selfridge Street, Korest Hills 75, 
1 I, Wä,

4. Otto Eric Allred Koch 
5ü2£ Codbrcck Avenue, Montreal 29, 
r.

Lull»

K . vg 12 ;juc l^t t-r t
}iet;itwunwult äx.Cösaen Köln, iSeiibürgstraie 55,
gegen

du 2) e u t 0 c h e R e 1 c h, 
gesetzlich vertreten durch die Irisie und 

nitaburg- rin&nfcb«*!örds-, diese 
vertx’eteh durch die Cberf; n .nz-Jlr .• tion

M&nburg, Ha .bürg 13, Hurtungatr. 5, 
A2.J ü 5210 - U M - V 115 d

Aat rugwgegner, 
hüt die 1. UiüdergutuuehunguKuct&er des luad^urichta 
in Ba: bürg müh 0mallcker V> rhuMlun« duroh 
folgende Hlchtert

1 .) L^jldgeriehtsdirofcti.r Dr.Joost,
2 .) Lundgürlchttirut >r«^aro.bruBn,
3 .) L.wideerichtsrat \Bn®eIschall 

ua iS.j-.ituur 1754 beschloesem

I. Di« iiuoh cffüj.tji «oupruöiie werden als 
nach dea Gesct» Kr*>9 uivjegrdndet nurückgewiesen.

Scha.
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II. Gerichtskiiötvn werden nicht erhoben^ 
außergerichtliche Kosten nicht erstattet.

Gründe»

'-iages des S ichverhalte »ird auf den rachtokriifti- 
gen Teilbeßci^-aß des erkeanendoa Gericht» v^u 2}.^ove&bar 
1951 verwiesen. Hachdea die Ant rage t alle r sit 3eiiHftaK%R 
von J.J#nutr 1952 (al. 68 d.ü.) teilweise ihre Anträge für 
erledigt erkürt haben, einet noch die üUckersV itungs<»n- 
cprtiche für dlo folgenden durch husüsilberwviuuaß «Ingetretemem 
VerKä./enBeinbuSea offen» Säntliuhe berwei .ungtm wurden au 
haßten des uperrkontoa der sntragutvllarin au 1.} bei dar 
kirao S. .♦ -arburg & Co. getätigt 1

n) lo.Jiaw 13’9 ~a /teuarkuwee der Israeli tischen 
Oeaciade Frankfurt n/K. rm

b) 22.August 1939 an aorllner Rundalageaall«- ------ 
fichaft (sarkaatranefer) 27.ooo.— um

c) 2C. August 1939 un -purütaa Gove lebe fr 
und des Antos Emieppe für .iondürkonto Heueritidustrle

S5.OOO.— EM 
d) 12.April 194o un Städtische ^ÜFgerkuseo

i’F^nkfurt a/n.( rfindua^öVörügung von 2.4.4c über 
6.059.— wegen SürgBr^teuer 1936# 1338 und Suechlagö

1.824,98 SM 
Offen sind auderdea die ’iniünsprilobe, die die ..ntrugstaller 
in Höhe von. 6>' jährlich eeib^isEzlelnm,; der elnaelnen Beträge 
beauHpruch.cn«

Die noch offenen Aaatun^p üaha fiaden ia ^ücker» 
at«ttuagfegeuets k«ine Atttte». Bei XrlaB des früheren "e11- 
beeohluBaeß von 29«:.’ovcBber 19^1 ist die huiauer davon, auag«- 
gungen, daß den Antritt«Ilern durch die Biuiküberweluungen 
feetst «1 Ibare V«r»8gttaegeg«nH «ü.n4e la Gin. o daa Hückers tat tungi 
«aeetsee entzogen wurden. Diauo Auffassung entsprach der 

üujjii^va
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d&mtällgüi Röchtcprechung der JUiaburgor ii^dergut^achungegerici 
te und deshalb konnte dex* frühere ^uöchlud er^chent durch 
den den ^ntrugotellern au 1.) und 4,) Beträge für durch 
die Judonv<.ruvuon«hib£«*.l>c und^plMtrAnöfcr eln^etretrayaf 
Verluste u^u&prochen Wrdar. iJeit Hrlad de» früheren 
Tellbo&obluösce hat sich dl® acchtc#rt*chung der höheren 
Gerichte au< Begriff duj feststellbaren VertfibgensgogsnätSadef 
entscheidend geändert. kürt of jcevlew hat erotöüllg 
in der •.nisc&elstun^ BOB 51/131 die Auffassung vertreten, daß 
Geld kein fest Intel Iberer VeriÄgenagogenät&nd Isa Sinne des 
kiokerstukiaagögeaetw» i*t» und dnß auch «in Girokonto la 
öinne Jes SUc^ern t-at^ua^tgeseka^ den Geld ^Xeichauußhton 
ist. Dieser Auffassung ist das Hunw^tluohe Ob ^rlandesgerieht 
gefolgt( 5 S 147/52). Aueh di.® K&a&&r hat ihre frühere 
Rechtsprechung aufge^ebss. und kam köine VerarilaöwUßg ackun, 
erftöut ihren „tundnäu dieser i?rage su Ändern.

fine&nspmeh» stehen den au tratst cllerß. nicht su. 
~j.,c;'i Ufc XiUCX. offenen ßprUs^.«* iiaQi- ag,.luder U . 1-
barkelt auräckgewies^n wurden, Ist dieses ohne weiteres 
klur. «uch für die durch den Teilbaseblaß von 2-.Koveahar 
195^ recMskräftig fsßtgestcIlten Betx-ü^e können den ..ntri.g~ 
steilem k<-ine Sinnen augebilligt werden, da nach der .Reeht- 
epreenuuß des Hunseatiööben üb^rlunäesgeriuits nur der Seit- 
wert wa Sage der fe<nebme ?MÜfeblieM ist«

Cie .mecheldung Uber dis Kosten folgt aus Art. 63 
n*G in Verbindung alt § 7 der 2« AVO »ua H^ü.

Dr.Joeot
(Uu tu rast ahnet x) 
Dr.^urato unn £n&eluauall



HANSEATISCHES OBERLANDESGERICHT

WiK 62/67
B '? 3 C h 1 U ß

In der Rückerstattungssaehe

der Frau Ida N e t t’ e r ,
geb. Kahn, verw. Koch,
4627 Hurt Avenue, Washington 15 DC. , 
USA. ,

Jin t ra gs t e11e r in, 
Beschwerde führerin■

Bevollmächtigter: Rechtsanwalt
Dr. A. Comes. 5 Köln 1, Weissenburgstraße 53?

gegen

die Bundesrepublik Deutschland., 
gesetzlich vertreten durch den Bundes- 
minister der Finanzen, VerfahrensVer­
treterin Oberfinanzdirektion Hamburg; 
Hamburg 13, Harvestehuder Wog 14, 
Az.: - N 86 - UA 4 - BV 33/333

An t ra g s g e gn e r in,
hat das Hanseatische Oberlandesgericht in Hamburg, 11.Zivil
Senat, am 11. April. 1968 durch die Richter:

1. Senatsprasident Dr. Unglaube,
2. Oberlandesgerichtsrat Darmiann,
3. Oberlandesgerichtsrat Dr. Mey

Deschlossen;
Die Beschwerde der Antragstellerin gegen

den Beschluß des Landgerichts Hamburg, Wieder- 
gutnachungskamner, vom 13- September 1967 wird 
als unzulässig verworfen.
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In der Beschwerd einstanz werden 
Gerichtskosten nicht erhoben und außergericht­
liche Kosten nicht erstattet.

Gründe :

1. Die jüdische Antragstellerin wohnte vor ihrer
Emigration in Frankfurt a.M. Sie hatte bei dem Bankhaus 
M.M. Warburg & Co. in Hamburg ein Guthaben, welches ihr 
entzogen worden ist. In. einem Rückerstattungsverfahren 
(1 WiK 617/50) ist durch Teilbeschluß des Landgerichts 

Hamburg vom 29. November 1951 der Antragsgegner verurteilt 
worden, an die Antragstellerin für die von ihren Bankkonto 
entrichtete Judenve rm ögen s a bga be von 257-705,60 RM und. 
für einem zunZwecke des Kapitaltransfers gezahlten Betrag 
von 100.000,— RM Schadensersatz zu leisten. Aufgrund die­
ses Sachverhalts hat die Vertreterin des Antragsgegners 
durch Teilbescheid von 20. Februar 1959 der Antragstelle­
rin Schadensersatz in Hohe von 10.915,57 DM zuerkannt.

2. ■ An 7- Oktober 1965-hü die Antragstellerin bei
der Oberfinanzdirektion Hamburg die Ergänzung des vorge­
nannten Teilbescheides durch Gewährung der Altsparerent­
schädigung beantragt. Dieser Antrag ist durch den 5. Teil­
bescheid der Oberfinanzdirektion Frankfurt a.M. von 18. 
November 1966 abgelehnt worden. In den Gründen ist ausge­
führt worden: Das Bundesverwaltungsgericht habe zwar Aus­
wanderer- und. Vorzugssperrguthaben unter gewissen Voraus­
setzungen als Kapitalanlagen in Sinne des Altsparerge­
setzes gewertet. Durch diese Rechtsauffassung habe sich 
aber lediglich die Rechtsprechung geändert. Von der Ge-



Währung des Altsparerzuschlages müsse daher bei einer 
früheren Entscheidung, die nach der damaligen Rechtsauf- 
fscsung ohne Gewänrung eines Altsparerzuschlages ergangen 
und rechtskräftig geworden sei, abgesehen werden.

Dieser Teilbescheid, ist dem Bevollmächtigten der 
Antragstellerin am 25. November 1966 zugestellt worden. 
Der Bevollmächtigte.hat mit einem Telegramm,(Bl. 2) am 
26. t'ai 1967? einem Freitag,. .Antrag auf. gerichtliche. Ent- ; 
Scheidung gestellt. Er hat seine Kanzlei in Köln. Dort 
war am 25. Kai 1967.Fronleichnam, ein gesetzlicher 'Feier­
tag. Die Vertreterin des A.ntragsgegners hat in ihrem 
Schriftsatz vcm 11. Juli 1967 darauf hingewiesen, •.daß 
Fronleichnam in Hamburg kein gesetzlicher Feiertag ist und 

»der Antrag auf. gerichtliehe.^.Entscheidung daher verspätet 
und. infolgedessen unzulässig -s.ei.. Dieser Schriftsatz ist 
bei dem Bevollmächtigten der Antragstellerin am 18. Juli 
1967 eingegangen (Erklärung zu Protokoll vom 29. August 

1967, -Bl. 17 B).

Die Antragstellerin hat mit Schriftsatz vom 28. 
August 1967 vorsorglich'Wiedereinsetzung in den-vorigen 
Stand beantragt. Sie hat aber in erster Linie ausgeführtj 
die Frist von 6 Monaten für den Antrag auf gerichtliche 

■ Entscheidung sei eingehaltcn worden, weil der 26. Mai 1967 
in Kein gesetzlicher Feiertag gewesen sei und es komme auf 
den Ort, an dem die Erklärung abgegeben werde, und nicht 
auf den Ort an, an welchem sie zugehen solle. - Die etwai­
ge Fristversäumung sei erst am 26. August 1967 bemerkt 
worden, weil Zweifel an der Rechtzeitigkeit des Antrags

nicht bestanden hätten.



Durch Beschluß des Landgerichts Hamburg, Wieder- 
gutmachungskämmer, vom 15. September 1967 ist der 5. Teil­
bescheid der Oberfinanzdirektion Frankfurt a.M. bestätigt 
worden. In den Gründen wird u.a. ausgeführt: Der Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung sei unzulässig, weil die 
Antragsfrist versäumt worden sei. Der Bescheid sei den Be­
vollmächtigten der Antragstellerin am 25. November 1966 
zugestellt worden. Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
hätte nach § 42 Abs. 1 BRüG innerhalb von 6 Monaten ge­
stellt werden müssen. Für die Berechnung dieser Frist gäl­
ten nach § 42 Abs. 5 BRüG, Art. 59 Abs.2 REG und•§ 17 EGG 
die Bestimmungen der §§ 186 ff. BGB. Danach habe gemäß 
§§ 187 Abs. 1, 188 Abs.2 BGB die Antragsfrist mit Ablauf 
des 25. Mai 1967 geend.et. Der telegrafisch gestellte Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung sei aber erst am 26. Mai 1967, 
also verspätet, bei Gericht eingegangen. Die Tatsache, daß 
der 25. Mai 1967 als Fronleichnam in Köln, wo sich die 
Kanzlei des Bevollmächtigten der Antragstellerin befinde, 
gesetzlicher Feiertag sei, kenne nicht zu einer Verlänge­
rung der Antragsfrist führen. In Hamburg sei dieser Tag 
kein gesetzlicher Feiertag gewesen. Es komme aber allein 
auf die in Hamburg geltenden Bestimmungen an, denn hier 
befinde sich das Gericht, bei welchem der Antrag auf gerichc- 
liche Entscheidung zu stellen gewesen sei. - Auch der hilfs­
weise gestellte Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand sei unzulässig. Die Antragstellerin habe nämlich die 
in § 22 Abs. 2 FGG bestimmte Frist von 2 Wochen für den 
Wiedereinsetzungsantrag versäumt. Diese Frist beginne, wenn 
das der Wahrung der Frist für den Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung entgegenstehende Hindernis weggefallen sei
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oder sein Fortbestehen nicht mehr als unverschuldet ange­
sehen werden könne. Es sei schon zweifelhaft, ob überhaupt 
ein unverschuldetes Hindernis vorliege, wenn ein Anwalt es 
dem juristisch nicht vorgebildeten Büropersonal überläßt, 
das Ende einer gesetzlichen Frist selbständig zu ermitteln. 
In vorliegenden Falle komme 'hinzu, daß der Antrag bei ei­
nem auswärtigen Gericht habe gestellt werden müssen, von 
normalen Zivilprozef3 abweichende Fristen und landesunter­
schiedliche Feiertagsgesetze zu berücksichtigen seien. 
Jedenfalls sei das etwa nicht verschuldete Hindernis am 
26. Mai 1967 weggefallen, denn spätestens an diesem Tage 
habe der Bevollmächtigte der Antragstellerin festgestellt, 
daß der Antrag auf gerichtliche Entscheidung entgegen der 
Auffassung seines Angestellten in Hamburg habe gestellt wer­
den müssen. Wenn der Bevollmächtigte der Antragstellerin 
der Auffassung gewesen sei, durch das Telegramm sei die 
Antragsfrisu gewahrt worden, sc sei hierdurch der .Lauf der 
2-Wochen-Frist nicht gehemmt worden, denn sein Rechtsirrtum 
sei kein unverschuldetes Hinfernis. Als Anwalt habe er näm­
lich erkennen müssen, daß etwaige Abweichungen der Feier- 
tagsbestimmungen am Gerichtsort für die Fristwahrung hätten 
von Bedeutung sein können. Deshalb hätte er zumindest vor­
sorglich mit dem Antrag auf gerichtliche Entscheidung auch 
einen Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand stel­
len müssen. Jedenfalls könne das Hindernis seit dem Erhalt 
des Schriftsatzes der Vertreterin des Antragsgegners vom 
11. Juli 1967 nicht mehr als unverschuldet angesehen Werden. 
Dieser Schriftsatz sei am 18. Juli 1967 in der Kanzlei 
des Bevollmächtigten der Antragstellerin eingegangen. Spä­
testens seit diesem Zeitpunkt habe die Frist von 2 Wochen
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für den Wiedereinsetzungsantrag gelaufen, denn der Bevoll­
mächtigte habe nun erkennen müssen, daß seine Rechtsauf­
fassung nicht zweifelsfrei sei. Die Tatsache, daß er der­
zeit möglicherweise schon verreist gewesen sei und sein 
Vertreter, Rechtsanwalt Dr. Kaulen, erst erheblich spater 
von diesen Schriftsatz Kenntnis genommen habe, v&reüge ihn 
nicht zu entlasten. Wenn der Vertreter und Unterbevoll- 
nächtigte des Bevollmächtigten der Antragstellerin erst am 
28. August 1967 von den am 18. Juli 1967 zugegangenen 
Schriftsatz vom 11. Juli 1967 Kenntnis genommen habe, so 
sei dies auf einen Organisationsfehler zurückzuführen, der 
darin bestehe, daß den Anwalt Schriftsätze - was er hätte 
veranlassen müssen - nicht sofort nach deren Eingang, son­
dern erst kurze Zeit vor dem Gerichtstermin zur Bearbeitung 
vorgelegt worden seien. Mit dieser Regelung habe er seiner 
anwaltlichen Sorgfaltspflicht nicht genügt. Sein Verschul­
den müsse die Antragstellerin sich anrechnen lassen. - 
Im übrigen habe aber in der Sache selbst die Vertreterin 
des Antragsgegners den Antrag auf Gewährung einer Altspa­
re rentSchädigung zu Recht abgewiesen. Der Teilbescheid vom 
20. Februar 1959 sei rechtskräftig und könne daher nach 
Art. II Ziff. 5 des 3. Gesetzes zur Änderung des BRüG nur 
dann durch Gewährung einer Altsparerentschädigung ergänzt 
werden, wenn der Antragstellerin aufgrund der gesetzlichen 
Änderungen weitergehende Ansprüche zustünden, als sie zu­
vor durch die rechtskräftige Entscheidung zuerkannt worden 
seien. Das sei hier aber nicht der Fall. Die Tatsache, daß 
die Rechtsprechung neuerdings Auswanderer-Sperrguthaben 
als Altspareranlagen werte, rechtfertige nicht die Wieder- 
auf nahm «/eines rechtskräftig abgeschlossenen Verfahrens.
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3. Der Beschluß ist dem Bevollmächtigten der Antrag­
stellerin am"11. Oktober 1967 zugestellt worden. Sie hat 
am 14. Februar 1968 sofortige Beschwerde eingelegt und 
zugleich wegen der Versäumung der Beschwerdefrist Wieder­
einsetzung in den vorigen Stand beantragt.

Bezüglich der Frist für den Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung und des vorsorglichen Wiedereinsetzungsantrags 
für den Pall einer Fristversäumung wiederholt die Antrag­
stellerin ihr Vorbringen erster Instanz. Pie Frist für 
den Wiedereinsetzungsantrag habe erst am 28. August 1967 
begonnen, als die Akte mit den Schriftsatz der Oberfinanz- 
direktion von 11. .Juli 1967 zur Bearbeitung vorgelegt und 
die Möglichkeit einer Fristversäumung erkannt worden sei. - 
Bezüglich der Versäumung der Beschwerdefrist werde ausge­
führt, daß der betreffende Kanzleiangestellte schon seit 
5 1/2 Jahren bei dem Bevollmächtigten der Antragstellerin 
beschäftigt sei und seit 2 1/2 Jahren Fristen bearbeite, 
sich als sehr zuverlässig erwiesen habe und laufend von ei­
ner erfahrenen Bürovorsteherin überwacht werde. Im vorlie­
genden Fall habe der Angestellte den Beschluß vom 13. Sep­
tember 1967 als zugestellt angenommen, mit dem Eingangs­
stempel versehen und dem Bevollmächtigten vorgelegt, dabei - 
aber unterlassen, vorher wie üblich die Rechtsmittelfrist 
zu notieren. Bei einer gelegentlichen Überprüfung des dem­
nächst zu bearbeitenden Aktenstapels am 31. Januar 1968 sei 
dann die Versäumnis festgestellt worden. - Paß Auswanderer­
sperrguthaben als Altspareranlagen. zu werten seien, sei in 
der Rechtsprechung inzwischen anerkannt. Es wäre eine grobe 
Unbilligkeit, die Gewährung der Altsparerontschädigung le­
diglich ,von dem Zeitpunkt d^r gerichtlichen Entscheidung ■ 
hierüber abhängig zu machen.
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Die Vertreterin des Antragsgegners führt aus, die 
sofortige Beschwerde sei verspätet eingelegt worden und 
daher unzulässig. Der Wiedereinsetzungsantrag sei nicht nur 
wegen Verspätung unzulässig, sondern auch unbegründet. Der 
Bevollmächtigte der Klägerin hätte nämlich die Tätigkeit 
seines Angestellten überwachen und sich anhand der Vermer­
ke auf dem angefochtenen Beschluß vom 13. September 1967 
davon überzeugen müssen, ob die Pechtsmittelfrist richtig 
festgestellt und in den Terminka lende j/e Inge tragen worden 
sei, - Die sofortige Beschwerde sei aber auch sachlich 
nicht gerechtfertigt. Das Landgericht habe zu Recht den 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung in Ergebnis als unzu­
lässig abgelehnt. Bei gebietsmäßig unterschiedlicher Feier­
tagsregelung komme es stets auf den Ort an, wo die Prozeß­
handlung vorzunehmen sei. Zu Recht sei aber auch der erst­
instanzliche Wiedereinsetzungsantrag .abgelehnt worden.

4. Die sofortige Beschwerde ist unzulässig.

Die.Beschwerde konnte, da die Antragstellerin 
ihren Wohnsitz im Ausland hat, nach Art. 60 Abs.2 S. 1 und 
2 REG wirksam nur innerhalb einer Frist von 3 Monaten seit 
Zustellung des angefochtenen Beschlusses eingelegt werden. 
Dieser ist dem Bevollmächtigten der Antragstellerin am 11. 
Oktober 1967 zugestellt worden. Sie hat aber erst am 14. 
Februar 1968, also verspätet, die Beschwerde eingelegt.

Der wegen dieser Fristversäumung gestellte An­
trag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist zu­
lässig, insbesondere entsprechend Art. 59 Abs.2 REG, § 22 
Abs.2 S.l FGG innerhalb der dort bestimmten Frist von 2 
Wochen gestellt worden. Nach der Darstellung des Bevoll- 
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nächtigten der Antragstellerin hat sein Mitarbeiter, Rechts 
anwalt Dr. Kaulen, bei der gelegentlichen Überprüfung ei­
nes demnächst zu bearbeitenden Aktenstapels am. 31. Januar 
1968 festgestellt, daß die vorliegende Akte nicht frist­
gerecht vorgelegt worden war, weil die Eintragung einer 
Rechtsmittelfrist unterblieben war. Der Bevollmächtigte 
hat dann am 14. Februar 1968, also noch rechtzeitig, den 
Wiedereinsetzungsantrag gestellt.

Dieser Antrag ist aber sachlich nicht gerecht­
fertigt. Der angefochtene Beschluß ist - wie der Bevoll­
mächtigte der Antragstellerin in seinen Schriftsatz von 
13. Februar 1968 (8. 4, Bl. 46) ausgeführt hat - bei der 
Zustellung seinem Kanzleiangestellten ausgehändigt worden. 
Nach der Angabe des Bevollmächtigten ist dieser Angestell­
te seit 5 1/2 Jahren in seiner Kanzlei tätig, bearbeitet 
seit 2 1/2 Jahren Fristen und wird laufend von einer sehr 
erfahrenen Bürovorsteherin überwacht. Dies ist zwar nicht 
glaubhaft gemacht worden, könnte aber auch nach Ablauf der 
Frist des § 22 Abs. 1 FGG nachgeholt werden (Keidel FGG 
8. Auf 1. § 22 Anm. 3 b C Rz 38), so daß die Angaben als 
richtig unterstellt werden können. Zur Organisation einer 
Rechtsanwaltskanzlei ist es aber erforderlich, daß nach 
der Zustellung von gerichtlichen Entscheidungen die Rechts­
mittelfristen festgestellt und in den Fristenkalender ein­
getragen werden. Es ist schon zweifelhaft, ob diese Tätig­
keit in Rückerstattungssachen ohne weiteres einem Kanzlei­
angestellten übertragen werden kann. Die Rechtsmittel­
fristen weichen nämlich von denen der ZPO und des FGG 
erheblich ab und sind außerdem in sich noch wieder unter­
schiedlich. So ist - auf den vorliegenden Fall abgestellt - 
die Frist für den Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
(§ 42 Abs. 1 BRüG) eine andere als für die vorliegende 
sofortige Beschwerde (Art. 60 Abs. 2 REG), sowie ferner 
in sich unterschiedlich, je nachdem die Berechtigte in 
der Bundesrepublik oder im Ausland wohnt. Die Überlas-
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sung der Berechnung und Notierung dec Keehtsmittelfristen 
in Rückerstattungssachen könnte daher einem Angestellten 
wohl nur dann überlassen werden, wenn in der Kanzlei ganz 
überwiegend und in erheblichem Umfang Rückerstattungssachen 
bearbeitet werden, so daß hierdurch dis Angestellten eine 
beachtliche Erfahrung gewonnen haben. Hierüber hat der 
Bevollmächtigte der Antragstellerin keine Ausführungen ge­
macht. Hierauf kommt es aber letzten Endes nicht an. Er 
führt nämlich weiter aus, sein zuverlässiger und überwach­
ter Angestellter habe übersehen, die Rechtsmittelfristen 
- wie üblich - zu notieren. Lieser Umstand nlleinkunnte 
die Wiedereinsetzung wohl noch rechtfertigen (RG JW 1930, 
545). Jedoch führt der Bevollmächtigte der Antragstellerin 
weiter aus, sein Angestellter habe nach der Zustellung den 
Beschluß seinem Mitarbeiter vorgelegt. Jedenfalls bei ie- 
ser Gelegenheit hätte der sachbearbeitende Rechtsanwalt 
gerade auch wegen der Unterschiedlichkeit der Rechtsmittel­
fristen in Rückerstattungsverfahren aufgrund des fehlens 
der Vermerke über die Berechnung und die Eintragung der 
Rechtsmittelfrist, die auf dem zugestellten Beschluß oder 
sonst in der Akte hätten gemacht sein müssen, feststellen 
können und müssen, daß dies versäumt worden war. Von die­
sem Augenblick an kann das der Eris Wahrung entgegenstehen­
de Hindernis nicht mehr als unverschuldet angesehen werden 
(BGH RzW 1968, 142). Das Verschulden des Vertreters, eines 
Rechtsanwalts, der mit der selbständigen Bearbeitung der 
vorliegenden Sache betraut war, ist nach § 22 Abs.2 S.2 
EGG der Antragstellerin zuzurechnen. Danach ist der Wie­
dereinsetzungsantrag als unzulässig zu verwerfen.



Es kann daher dahingestellt bleiben, ob das Land­
gericht den auch schon für die erste Instanz gestellten 
Wiedereinsetzungsantrag wegen Versäumung der Einspruchs­
frist zu Recht abgelohnt hat, weil der Schriftsatz der 
Vertreterin des Antragsgegners vom 11. Juli 1967 dem Sach­
bearbeiter, Rechtsanwalt Dr. Kaulen, was in der Beschwerde­
begründung entsprechend der Organisation der Kanzlei anzu­
nehmen ist, sogleich vorgelegt worden ist und. wegen der 
darin enthaltenen Ausführungen über die Verspätung des Ein­
spruchs jedenfalls vorsorglich innerhalb der Krist des § 22 
Abs.2 S.l FGG Wiedereinsetzung hätte beantragt werden müssen, 
was dann aber erst mit Schriftsatz vom 28. August 1967 ge­
schehen ist. Es kann schließlich auch dahingestellt bleiben, 
ob der Antrag auf gerichtliche Entscheidung innerhalb der 
Frist von 6 Monaten nach § 42 Abs.l BRüG gestellt worden ist, 
insbesondere ob es darauf ankommt, daß der 25. Mai 1967 in 
Nordrhein-Westfalen gesetzlicher Feiertag war, oder ob es 
nicht vielmehr auf die FeiertagsbeStimmungen am Orte des 
Gerichts ankomnt, bei welchem der Antrag gestellt werden 
muß und durch Zugehen wirksam wird (so BAG AP ZPO § 222 
Nr. 1; Keidel FGG 8. Aufl. § 17 Rz 15; Jansen FGG 1959, § 1-7 
Ann. 3; Oertmann 3. Aufl. § 193 Anin. 3 b Abs.3; Planck 4. 
Aufl. § 195 Ann. 2a).

Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 63 REG. 
Die Voraussetzungen für eine Kostenanordnung nach § 7 S.l 
der 2. AVO zum REG liegen nach der Auffassung des Senats 
nicht vor.

MeyUnglaube Dammann
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